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Antrag auf Gestattung gem. § 12 Abs. 1 Gaststättengesetz (GastG), 
Verkürzung der Sperrzeit gem. § 18 GastG     (Stand Juni 2021) 

 
                                             Eingangsstempel: 

 
 
An das  
Bürgermeisteramt Jagstzell 
Hauptstraße 4 
73489 Jagstzell 
 
oder per Telefax 07967 / 9060 - 25 
 
 
 
 
Veranstalter (Verein oder Person): ____________________________________________ 
 
Falls Verein: Vertretungsberechtigte(r): ____________ ______________________________ 
 
Adresse:___________________________________________________________________ 
 
Telefonische Erreichbarkeit während der Veranstaltung: _____________________________ 
 
 
 
Veranstaltung, Anlass: 
 
__________________________________________________________________________ 
 
 
Örtliche Lage: 
 
__________________________________________________________________________ 
 
 
Gemäß § 2 GastG (Gaststättengesetz) bedarf keiner Erlaubnis, wer  
1. alkoholfreie Getränke, 
2. unentgeltliche Kostproben, 
3. zubereitete Speisen oder 
4. in Verbindung mit einem Beherbergungsbetrieb Getränke und zubereitete Speisen 
an Hausgäste 
verabreicht. 
 
 
1.  Beantragt wird die Gestattung zur Ausgabe von alkoholischen Getränken 
 
am (Tag):   den  von  bis (Uhrzeit) 
 
________________ _________ _________ _________ 
 
________________ _________ _________ _________ 
 

Der vollständig ausgefüllte Antrag auf eine Gestattung nach § 12 des 
Gaststättengesetzes ist mindestens 2 Wochen vor Beginn der Veranstaltung zu 

stellen. Der Termin der Veranstaltung kann demnach zwingend erst 14 Tage nach 
dem Eingang dieses Antrags beim Bürgermeisteramt sein. Dem Antragsteller ist 

bewusst, dass Anträge, die diese Frist nicht einhalten gegenstandslos sind. 
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2.  Beantragt die Verkürzung der Sperrzeit 
 
am (Tag):   den  von  bis (Uhrzeit) 
 
________________ _________ _________ _________ 
 
________________ _________ _________ _________ 
 
Die Sperrzeit ist die Zeit, in der kein Gast in den Räumen einer Gast- oder 
Vergnügungsstätte verweilen darf. 
 
 
 
3. Beratungsangebot 
 
Mir ist bekannt, dass die Gemeindeverwaltung - Ortspolizeibehörde - den Veranstalter im 
Vorfeld der Veranstaltung betreffend der einzuhaltenden Gesetze und Rechtsvorschriften 
berät und hierfür teilweise auch Informationsmaterial und Checklisten bereithält. 
 
Ich / Wir wünschen eine Beratung durch die Gemeindeverwaltung - Ortspolizeibehörde - 
          Ja   Nein 
 
 
 
4.   Erklärungs- und Mitteilungspflichten, Abbuchungsermächtigung: 
 
Mir ist bekannt, dass eine Mitteilung der nach § 8 Mitteilungsverordnung geforderten 
Angaben durch die Gemeindeverwaltung an das Finanzamt erfolgt.  
 
Ich wurde auf die steuerliche Aufzeichnungs- und Erklärungspflichten hingewiesen. 
 
Ich versichere, dass mir sämtliche im Zusammenhang mit der Veranstaltung und mit 
der beantragten Gestattung geltenden Gesetze und Rechtsvorschriften, insbesondere 
auch im Hinblick auf  

- Jugendschutz,  
- Hygiene,  
- Versammlungsrecht und Versammlungsstättenverordnung 
- Arbeitsrecht 
- usw. 

bekannt sind und ich diese einhalten werde. 
 
 

Ich erteile hiermit der Gemeindekasse die Einzugsermächtigung für das 
Abbuchen der Gebühr für die Schankerlaubnis vom Konto:  
 
IBAN: _____________________________________________ 
 
BIC: ___________________________   Bank: _______________________ 

 
 
 
 
 
____________ ____________________________________ 
Datum   Unterschrift Veranstalter 


